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Hauptvorstandssitzung in Hamburg

Meeting zwischen Fleet und St. Nicolai

Zu seiner jährlichen Sitzung traf sich der 
Hauptvorstand der VdB Bundesbank-
gewerkschaft vom 22. bis 24. Oktober 2026 
diesmal in der Hauptverwaltung Hamburg, 
Mecklenburg-Vorpommern und Schles-
wig-Holstein. Bei der Begrüßung des Gre-
miums betonte HV-Präsident Uwe Nebgen 
die Bedeutung der Hauptverwaltungen für 
Bürger/innen, Politik, Wirtschaft und Ban-
ken vor Ort. Deshalb müsse die Bundes-
bank auch nach der Umsetzung des Pro-
gramms Wandel in der Fläche weiterhin 
stark vertreten sein.

Der Bundesvorsitzende Lutz Supplitt ging in 
seinem Tätigkeitsbericht insbesondere auf 
den Sachstand zur amtsangemessenen 
Alimentation ein. Trotz anhaltender Ver-
zögerungstaktik seitens der Bundes-
regierung sei eine Gesetzesänderung noch 
in diesem Jahr möglich. 

Für den Tarifbereich berichtete Bernd Kurc-
zyk als Vorsitzender der Tarifkommission 
über deren Arbeit im abgelaufenen 
Geschäftsjahr. Zudem gab er einen kur-
zen Ausblick auf die anstehende Tarifrunde 
2027.

Die Berichte der weiteren Vorstands-
mitglieder sowie der VdB Jugend und des 
VdB Seniorenrats komplettierten den Über-
blick über die laufenden Geschäfte der 
Gewerkschaft.

Austausch zum Programm Wandel

Am zweiten Sitzungstag konnte der 
Bundesvorsitzende die Leiterin des Zentral-
bereichs Personal, Dr. Sabine Herrmann, 
sowie den Leiter des Zentralbereichs Con-
trolling, Rechnungslegung und Organisa-
tion, Dr. Alexander Lipponer, begrüßen. Im 
Rahmen des gewohnt vertrauensvollen 
Austausches wurden diverse Themen rund 

um das Programm 
Wandel diskutiert. Im 
Fokus standen dabei 
auch mögliche Aus-
gestaltungen einer 
HV 2.0 nach erfolg-
ter Transformation. 
Mit Blick auf die 
anstehenden Schlie-
ßungen der Filialen 
Ludwigshafen, Osna-
brück und Ulm bat 
Lutz Supplitt darum, 
den betroffenen 
Beschäftigten mög-
lichst bald Klarheit über 
ihre Weiterverwendung 
zu verschaffen.


